Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7877 


13. 09. 90 


Sachgebiet 2211 


Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 


A. Zielsetzung 

Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es, für die Übergangszeit 
bis zur Vergabe der Studienplätze an deutschen Hochschulen nach 
einheitlichen Grundsätzen und bis zur Angleichung der in der 
Deutschen Demokratischen Republik zu einer Studienberechti- 
gung führenden Bildungsgänge an die in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Anforderungen die Chancengerechtigkeit 
von deutschen Bewerbern aus unterschiedhchen Schulsystemen 
bei der zentralen Studienplatzvergabe auf gesetzlicher Grundlage 
sicherzustellen. 


B. Lösung 

Die bei der Auswahl nach Qualifikation (§ 32 Abs. 3 Nr. 1 Satz 5 bis 
7 und § 33 Abs. 2 Nr. 1 HRG) vorgeschriebene Aufteilung nach 
Landesquoten wird ergänzt durch die Bildung einer weiteren 
Quote, innerhalb der ausschließlich Bewerber mit einer in der 
Deutschen Demokratischen Republik erworbenen Hochschulzu- 
gangsberechtigung konkurrieren. Entsprechend wird bei der Aus- 
wahl nach Wartezeit bzw. nach Bewerbungssemestern (§ 32 Abs. 3 
Nr. 2 und § 33 Abs. 2 Nr. 2 a HRG) verfahren. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Durch die Umstellung des Verfahrens fallen einmalig Kosten in 
Höhe von ca. 70 000 DM an. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. September 1990 

121 (313) - 250 18 - Ho 48/90 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 615. Sitzung am 22. Juni 1990 beschlossenen Entwurf eines . . . 
Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes mit Begründung (Anlage 1) 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

Das Hochschulrahmengesetz zum 26. Januar 1976 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. April 
1987 (BGBl. 1 S. 1170) wird wie folgt geändert: 

Dem § 72 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für die Übergangszeit bis zur Vergabe der Stu- 
dienplätze an deutschen Hochschulen nach einheith- 
chen Grundsätzen kann für die Vergabe von Studien- 
plätzen an deutsche Bewerber mit einem in der Deut- 
schen Demokratischen Republik (einschließlich Ber- 
lin-Ost) erworbenen Nachweis nach § 27 

1. innerhalb der Quoten nach § 32 Abs. 3 Nr. 1 und 
§ 33 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 sowie 

2. innerhalb der Quoten nach § 32 Abs. 3 Nr. 2 und 
§ 33 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a jeweils eine beson- 
dere Quote nach dem Bewerberanteil gebildet 


werden. Erstmals für Zulassungen zum Winterse- 
mester 1990/91, längstens jedoch bis zum Inkraft- 
treten entsprechenden Landesrechts, werden die 
Artikel 13 und 14 des Staatsvertrages über die Ver- 
gabe von Studienplätzen vom 14. Juni 1985 nach 
Maßgabe des Satzes 1 angewendet; im übrigen gilt 
Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend.'' 

Artikel 2 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
hn. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1990 in 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Jeder Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes ist zu dem von ihm gewählten Hochschulstu- 
dium berechtigt, wenn er die für das Studium erfor- 
derliche Qualifikation nachweist (Artikel 12 Abs. 1 
GG, § 27 Abs. 1 Satz 1 HRG). Nach Herstellung der 
Freizügigkeit zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
treten Bewerber aus beiden deutschen Staaten mit 
unterschiedlichen Qualifikationsnachweisen und Zu- 
lassungsvoraussetzungen bei der Studienplatzver- 
gabe in Konkurrenz. 

Die Vorbereitung auf und die Anforderungen für den 
Erwerb einer Hochschulzugangsberechtigung in der 
Deutschen Demokratischen Republik unterscheiden 
sich quantitativ und qualitativ grundlegend von de- 
nen in der Bundesrepublik Deutschland: 

— Ein lerngruppenbezogener Unterricht mit der Ziel- 
setzung der Studienvorbereitung erfolgt nur in 
zwei Jahrgangsstufen; die Hochschulzugangsbe- 
rechtigung wird in der Regel nach zwölf Jahren 
erworben. 

— Zahlreiche Unterrichtsinhalte in den Schulen, ins- 
besondere im Fach Deutsch und in den gesell- 
schaftswissenschaftlichen Fächern waren bisher 
ideologisch beeinflußt. 

— Das System der Leistungsbewertung war vorwie- 
gend an Planerfüllungsmaßstäben für die Schulen 
ausgerichtet; die Durchschnittsnoten orientieren 
sich überwiegend an der höchsten Leistungsstufe. 
In das Bewertungssystem flössen auch schul- 
fremde Einflüsse wie Weltanschauung und politi- 
sche Einstellung ein. 

Die bislang geltenden Zulassungsregelungen sind 
nicht in der Lage, die Chancengerechtigkeit zwischen 
den Absolventen dieser nach Inhalt, Dauer und Beno- 
tung zum Teil deutlich unterschiedlichen Bildungs- 
gänge sicherzustellen. Sie bieten auch keinen Aus- 
gleich dafür, daß die Deutsche Demokratische Repu- 
blik ihre Studienplatzkapazitäten noch nicht in ein 
gemeinsames Vergabe verfahren einbringt. 

Dies gilt auch für die Zulassung nach Wartezeit bzw. 
Bewerbungssemestern, bei der das geltende System 
von Gutschriften zum Beispiel für Dienstleistungen 
und berufliche Ausbildungen, aber auch von Abzü- 
gen für Studienzeiten nicht auf Bewerber mit einer in 
der Deutschen Demokratischen Republik erworbenen 
Hochschulzugangsberechtigung übertragen werden 
kann. 

Der Gesetzentwurf sieht deshalb für die Zeit bis zur 
Angleichung der Bildungsgänge Sonderregelungen 
für Bewerber mit einer in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik erworbenen Hochschulzugangsbe- 
rechtigung vor, soweit die Wahrung der Chancenge- 


rechtigkeit dies erfordert. Zu diesem Zweck werden 
sowohl bei der Auswahl nach Qualifikation als auch 
nach Wartezeit bzw. Bewerbungssemestern geson- 
derte Quoten für Bewerber mit Zeugnissen aus der 
Deutschen Demokratischen Republik gebildet, in de- 
nen diese Bewerber ausschließlich untereinander 
konkurrieren. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Hochschulrahmen- 
gesetzes) 

Die zum Hochschulzugang führenden Bildungsgänge 
sollen möglichst bald mit dem Ziel der Vergleichbar- 
keit mit den in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tenden Anforderungen neu gestaltet und in ein ge- 
meinsames Zulassungssystem einbezogen werden. 
Kurzfristig ist dieses Ziel jedoch nicht erreichbar. Bis 
dahin sollen deutsche Bewerber mit einer in der Deut- 
schen Demokratischen Republik erworbenen Hoch- 
schulzugangsberechtigung sowohl bei der Auswahl 
nach Qualifikation (§ 32 Abs. 3 Nr. 1 und § 33 Abs. 2 
Nr. 1 Satz 1) als auch nach Wartezeit und Bewer- 
bungssemestern (§ 32 Abs. 3 Nr. 2 und § 33 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe a) innerhalb gesonderter Quoten nur 
untereinander konkurrieren. Zu diesem Zweck wer- 
den zusätzlich zu den bei der Auswahl nach Qualifi- 
kation gebildeten Landesquoten sowie innerhalb der 
für die Auswahl nach Wartezeit bzw. Bewerbungsse- 
mestern vorgesehenen Studienplatzquoten jeweils 
eine Sonderquote nur für Bewerber mit einer in der 
Deutschen Demokratischen Republik erworbenen 
Hochschulzugangsberechtigung vorgesehen. 

Der Umfang der nach Satz 1 vorgesehenen Sonder- 
quoten soll ausschließlich in Abhängigkeit vom Anteil 
der Bewerber mit einer in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik erworbenen Hochschulzugangsbe- 
rechtigung an der Gesamtzahl aller Bewerber be- 
stimmt werden. 

Weil die Studienplätze in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik nicht in ein gemeinsames Vergabesy- 
stem einbezogen sind und bislang nur ein im Ver- 
gleich zu den Ländern der Bundesrepublik Deutsch- 
land geringer Teil eines Altersjahrgangs in der Deut- 
schen Demokratischen Repubtik eine Hochschulzu- 
gangsberechtigung erwerben konnte, würde die Ein- 
beziehung des Bevölkerungsanteils entsprechend 
§ 32 Abs. 3 Nr. 1 Satz 6 HRG Bewerber mit DDR- 
Zeugnissen unverhältnismäßig begünstigen. Dabei 
wird auch berücksichtigt, daß die Bewerbungsmög- 
lichkeit in der Deutschen Demokratischen Repubtik 
davon unabhängig weiterhin offen steht. 

Die in Satz 2 vorgesehene Regelung lehnt sich an die 
geltende Bestimmung des § 72 Abs. 2 Satz 2 HRG an. 
Schon vor Anpassung des Landesrechts sind die ent- 
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sprechenden Vorschriften des Staatsvertrages nach 
Maßgabe der in den Sätzen 1 und 2 vorgesehenen 
Regelungen erstmals ab Wintersemester 1990/91 an- 
zuwenden. 


Zu Artikel 2 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Da die Umsetzung der vorgenannten Bestimmungen 
keinen Aufschub dulden, soll die Regelung von Arti- 


kel 1 noch für das Vergabeverfahren zum Winter- 
semester 1990/91 wirksam werden. Dies ist nur er- 
reichbar, wenn die erforderlichen Bestimmungen der 
Länder im Verordnungswege unverzüglich getroffen 
werden. 


C. Kosten 

Das DV-Programm der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen muß geändert werden. Hierfür 
fallen einmalig Kosten in Höhe von ca. 70 000 DM 
an. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt dem Grundanhegen des 
Gesetzesantrages des Bundesrates zu, der durch eine 
Quotenbildung für Bewerber mit einer in der Deut- 
schen Demokratischen Repubhk erlangten Hoch- 
schulzugangsberechtigung in Studiengängen mit 
Zulassungsbeschränkungen zum Chancenausgleich 
beitragen will. Entsprechende Übergangsregelungen, 
die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Beitritts 
der Deutschen Demokratischen Repubhk die im Ge- 
setzesantrag des Bundesrates vorgeschlagenen Vor- 
schriften ablösen sollen, sieht auch der Einigungsver- 
trag durch eine Ergänzung der Bestimmungen des 
Hochschulrahmengesetzes vor (vgl. Anlage I Kapi- 
tel XVI Sachgebiet A Abschnitt II Nr. 2 b § 33 a Abs. 3). 


Da inzwischen abzusehen ist, daß die im Einigungs- 
vertrag vorgesehenen Übergangsbestimmungen zur 
Hochschulzulassung bereits im Oktober 1990 (nach 
dem Beitritt der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik) in Kraft treten werden, regt die Bundesregierung 
an, den Gesetzesantrag des Bundesrates nicht weiter 
zu behandeln. Die im Gesetzesantrag des Bundesrates 
vorgesehenen Regelungen hätten lediglich für die 
Übergangszeit bis zum Beitritt der Deutschen Demo- 
kratischen Repubhk Bedeutung haben können. Dem 
Anhegen des Gesetzesantrages des Bundesrates wird 
bei dem jetzt erkennbaren Zeit- und Verfahrensablauf 
durch die im Einigungs vertrag vorgesehenen Bestim- 
mungen Rechnung getragen. 


6 




Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0722-8333 


